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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 22 Ausgegeben Danzig, den 11. Juli 1928 


. 


Inhalt. Geſetz betr. Aenderung des preußiſchen Geſetzes vom 28. Auguſt 1905 betreffend die Bekämpfung über⸗ 
tragbarer Krankheiten (S. 165). — Zum Abkommen zur Unterdrückung des Umlaufs und Vertriebs unzüchtiger 
pr vom 12. 9. 1923 (©. 168). 


49 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 5 


betr. Anderung des preußiſchen Geſetzes vom 28. Auguſt 1905 betreffend die Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten. Vom 14. 6. 1928. 


Einziger Artikel. 

Die §§ 1 bis 3, 6, 8 und 35 des preußiſchen Geſetzes vom 28. Auguſt 1905 (Gef.-S. S. 373) 

erhalten folgende Faſſung: 8 
a 

Außer den in dem § 1 des Reichsgeſetzes betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krank- 
heiten vom 30. 6. 1900 (RGBl. S. 306 ff.) aufgeführten Fällen der Anzeigepflicht — bei Ausſatz (Lepra), 
Cholera (aſiatiſcher), Fleckfieber (Flecktyphus), Gelbfieber, Peſt (orientaliſcher Beulenpeſt), Pocken 
(Blattern) — iſt jede Erkrankung und jeder Todesfall an Diphtherie (Rachenbräune), Gehirnentzündung, 
epidemiſcher (Encephalitis, lethargica sive epidemica, hyperkinetica, akinetica, chronica), Genid- 
ftarre, übertragbarer, Kindbettfieber (Wochenbett, Puerperalfieber), Kinderlähmung, epidemiſcher, Körner⸗ 
krankheit (Granuloſe, Trachom), Rückfallfieber (Febris recurrens), Ruhr, übertragbarer (Dyſenterie), 
Scharlach (Scharlachfieber), Typhus (Unterleibstyphus), Milzbrand, Rotz, Tollwut (Lyssa) ſowie Biß⸗ 
verletzungen durch tolle oder der Tollwut verdächtige Tiere, Fleiſch⸗, Fiſch⸗ und Wurſtvergiftung, 
Trichinoſe, ſowie auch jeder Verdachtsfall von Typhus (Unterleibstyphus) der für den Aufenthaltsort 
des Erkrankten oder den Sterbeort zuſtändigen Polizeibehörde innerhalb vierundzwanzig Stunden nach 
erlangter Kenntnis anzuzeigen. 

Als typhusverdächtig gelten auch ſolche anſcheinend geſunde Perſonen, deren Ausſcheidungen die 
Erreger des Typhus enthalten (Bazillenträger, Typhusdauerausſcheider). 

Wechſelt der Erkrankte beziehungsweiſe bei Typhus auch der Typhusverdächtige die Wohnung oder 
den Aufenthaltsort, ſo iſt dies innerhalb vierundzwanzig Stunden nach erlangter Kenntnis bei der 
Polizeibehörde, bei einem Wechſel des Aufenthaltsorts auch bei derjenigen des neuen Aufenthaltsorts, 
zur Anzeige zu bringen. 

82. 


Zur Anzeige find verpflichtet: 
1. der zugezogene Arzt, 
2. der Haushaltungsvorſtand, 
3. jede ſonſt mit der Behandlung oder Pflege des Erkrankten beſchäftigte Perſon, 
4. derjenige, in deſſen Wohnung oder Behauſung der Erkrankungs⸗ oder Todesfall ſich er⸗ 
eignet hat, 
5. der Leichenſchauer. 
Die Verpflichtung der unter 2 bis 5 genannten Perſonen tritt nur dann ein, wenn ein früher 
genannter Verpflichteter nicht vorhanden iſt. 
Bei Typhusdauerausſcheidern ſind nur die unter 1 und 2 genannten Perſonen zur Anzeige verpflichtet. 
8 3. 
Für Krankheits⸗ und Todesfälle, welche ſich in öffentlichen Kranken⸗, Entbindungs⸗, Pflege-, 
Gefangenen- und ähnlichen Anſtalten ereignen, iſt der Vorſteher der Anſtalt oder die von der zuſtändigen 
Stelle damit beauftragte Perſon ausſchließlich zur Erſtattung der Anzeige verpflichtet. 
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Auf Schiffen oder Flößen gilt als der zur Erſtattung der Anzeige verpflichtete Haushaltungs⸗ 
vorſtand der Schiffer oder Floßführer oder deren Stellvertreter. 

Dieſelben Perſonen haben auch die für Typhusdauerausſcheider vorgeſchriebene Anzeige zu erſtatten. 

Der Senat iſt ermächtigt, Beſtimmungen darüber zu erlaſſen, an wen bei Krankheits⸗ und Todes⸗ 
fällen, welche auf Schiffen oder Flößen vorkommen, die Anzeige zu erſtatten iſt. 


8 6. 

Auf Erkrankungen, Verdacht der Erkrankungen und Todesfälle an Gehirnentzündung, epidemiſcher, 
Genickſtarre, übertragbarer, Kindbettfieber, Kinderlähmung, epedemiſcher, Typhus (Unterleibstyphus) ſowie 
auf Erkrankungen und Todesfälle an Rückfallfieber, Ruhr, übertragbarer, Milzbrand, Rotz, Tollwut, 
Bißverletzungen durch tolle oder der Tollwut verdächtige Tiere, Fleiſch⸗, Fiſch⸗ und Wurſtvergiftung, 
Trichinoſe finden die in den SS 6 bis 10 des Reichsgeſetzes betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher 
Krankheiten enthaltenen Beſtimmungen über die Ermittlung der Krankheit entſprechende Anwendung. 
Befindet ſich jedoch der Kranke in ärztlicher Behandlung, ſo iſt dem beamteten Arzte der Zutritt unter⸗ 
ſagt, wenn der behandelnde Arzt erklärt, daß von dem Zutritte des beamteten Arztes eine Gefährdung 
der Geſundheit oder des Lebens des Kranken zu befürchten iſt. Vor dem Zutritte des beamteten Arztes 
iſt dem behandelnden Arzte Gelegenheit zu dieſer Erklärung zu geben. 

Außerdem iſt bei Kindbettfieber oder Verdacht desſelben dem beamteten Arzte der Zutritt nur mit 
Zuſtimmung des Haushaltungsvorſtandes geſtattet. 

Auch kann bei Typhus⸗ oder Rotzverdacht eine Offnung der Leiche polizeilich angeordnet werden, 
inſoweit der beamtete Arzt dies zur Feſtſtellung der Krankheit für erforderlich hält. 

Bei Diphtherie, Körnerkrankheit und Scharlach hat die Ortspolizeibehörde nur die erſten Fälle 
ärztlich feſtſtellen zu laſſen, und dies auch nur dann, wenn ſie nicht von einem Arzte angezeigt ſind. 

Perſonen, gegen die begründeter Verdacht beſteht, daß in ihren Ausſcheidungen Typhuserreger 
enthalten ſind, haben auf Erfordern des beamteten Arztes oder der Polizeibehörde ihre Ausſcheidungen 
zur bakteriologiſchen Unterſuchung zur Verfügung zu ſtellen. 


8 8. 

Zur Verhütung der Verbreitung der nachſtehend genannten Krankheiten können für die Dauer der 

Krankheitsgefahr die Abſperrungs⸗ und Auſſichtsmaßregeln der SS 12 bis 19 und 21 des Reichsgeſetzes 

betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen 
polizeilich angeordnet werden, und zwar bei: 

1. Diphtherie (Rachenbräune): Abſonderung kranker Perſonen (§ 14 Abſ. 2), jedoch mit der 
Maßgabe, daß die Überführung von Kindern in ein Krankenhaus oder in einen anderen 
geeigneten Unterkunftsraum gegen den Widerſpruch der Eltern nicht angeordnet werden darf, 
wenn nach der Anſicht des beamteten Arztes oder des behandelnden Arztes eine ausreichende 
Abſonderung in der Wohnung ſichergeſtellt iſt, Verkehrsbeſchränkungen für das berufsmäßige 
Pflegeperſonal ($ 14 Abſ. 5), Überwachung der gewerbsmäßigen Herſtellung, Behandlung 
und Aufbewahrung ſowie des Vertriebs von Gegenſtänden, welche geeignet ſind, die Krankheit 
zu verbreiten, nebſt den zur Verhütung der Verbreitung der Krankheit erforderlichen Maß⸗ 
regeln ($ 15 Nr. 1 und 2), mit der Maßgabe, daß dieſe Anordnungen nur für Ortſchaften 
zuläſſig find, welche von der Krankheit befallen find, Fernhaltung von dem Schul- und 
Unterrichtsbeſuche (§ 16), Desinfektion (§ 19 Abſ. 1 und 3), Vorſichtsmaßregeln bezüglich der 
Leichen ($ 21). 

1a. Gehirnentzündung, epidemiſcher: Beobachtung akut kranker, krankheitsverdächtiger und anſteckungs⸗ 
verdächtiger Perſonen (§ 12), Abſonderung akut kranker und krankheitsverdächtiger Perſonen 
($ 14 Abſ. 2 und 3), jedoch mit der Maßgabe, daß die Überführung von Kindern in ein 
Krankenhaus oder in einen anderen geeigneten Unterkunftsraum gegen den Widerſpruch der 
Eltern nicht angeordnet werden darf, wenn nach der Anſicht des beamteten Arztes oder des 
behandelnden Arztes eine ausreichende Abſonderung in der Wohnung ſichergeſtellt iſt, 
Verkehrsbeſchränkungen für das berufsmäßige Pflegeperſonal ($ 14 Abſ. 5), Fernhaltung von 
dem Schul- und Unterrichtsbeſuche (§ 16), Desinfektion bei akut kranken und krankheits- 
verdächtigen Perſonen ($ 19 Abſ. 1 und 3), Vorſichtsmaßnahmen bezüglich der Leichen (8 21); 

2. Genickſtarre, übertragbarer: Beobachtung kranker, krankheitsverdächtiger und anſteckungs⸗ 
verdächtiger Perſonen ($ 12), Abſonderung kranker Perſonen (8 14 Abſ. 2), Verkehrs⸗ 
beſchränkungen für das berufsmäßige Pflegeperſonal ($ 14 Abſ. 5), Fernhaltung von dem 
Schul⸗ und Unterrichtsbeſuche (8 16), Desinfektion ($ 19 Abſ. 1 und 3); 

3. Kindbettfieber (Wochenbett⸗, Puerperalfieber): Verkehrsbeſchränkungen für Hebammen und 
Wochenbettpflegerinnen ($ 14 Abſ. 5), Desinfektion (8 19 Abſ. 1 und 3). 
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Arzte ſowie andere die Heilkunde gewerbsmäßig betreibende Perſonen haben in jedem 
Falle, in welchem ſie zur Behandlung einer an Kindbettfieber Erkrankten zugezogen werden, 
unverzüglich die bei derſelben tätige oder tätig geweſene Hebamme zu benachrichtigen. 

Hebammen oder Wochenbettpflegerinnen, welche bei einer an Kindbettfieber Erkrankten 
während der Entbindung oder im Wochenbette tätig ſind, iſt während der Dauer der 
Beſchäftigung bei der Erkrankten und innerhalb einer Friſt von acht Tagen nach Beendigung 
derſelben jede anderweite Tätigkeit als Hebamme oder Wochenbettpflegerin unterſagt. Auch 
nach Ablauf der achttägigen Friſt iſt eine Wiederaufnahme der Tätigkeit nur nach gründlicher 
Reinigung und Desinfektion ihres Körpers, ihrer Wäſche, Kleidung und Inſtrumente nach 
Anweiſung des beamteten Arztes geſtattet. Die Wiederaufnahme der Berufstätigkeit vor 
Ablauf der achttägigen Friſt iſt jedoch zuläſſig, wenn der beamtete Arzt dieſe für unbedenklich 
erklärt; i 
Kinderlähmung, epidemiſcher: Beobachtung kranker, krankheitsverdächtiger und anſteckungs⸗ 
verdächtiger Perſonen ($ 12), Abſonderung kranker und krankheitsverdächtiger Perſonen (8 14 
Abſ. 2 und 3), jedoch mit der Maßgabe, daß die Überführung von Kindern in ein Kranken- 
haus oder in einen anderen geeigneten Unterkunftsraum gegen den Widerſpruch der Eltern 
nicht angeordnet werden darf, wenn nach der Anſicht des beamteten Arztes oder des behandelnden 
Arztes eine ausreichende Abſonderung in der Wohnung ſichergeſtellt iſt, Verkehrsbeſchränkungen 


für das berufsmäßige Pflegeperſonal (8 14 Abſ. 5), Fernhaltung von dem Schul- und 
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Unterrichtsbeſuche (§ 16), Desinfektion bei kranken und krankheitsverdächtigen Perſonen ($ 19 
Abſ. 1 und 3), Vorſichtsmaßregeln bezüglich der Leichen (§ 21); 


„Körnerkrankheit (Granuloſe, Trachom): Beobachtung kranker und krankheitsverdächtiger 


Perſonen (§ 12), Meldepflicht (§ 13), Desinfektion (§ 19 Abſ. 1 und 3); 


Lungen- und Kehlkopftuberkuloſe: Desinfektion ($ 19 Abſ. 1 und 3); 
. Rüdfallfieber (Febris recurrens): Beobachtung kranker Perſonen ($ 12), Meldepflicht ($ 13), 


Abſonderung kranker Perſonen ($ 14 Abſ. 2 und 3), Kennzeichnung der Wohnungen und 
Häuſer (§ 14 Abſ. 4), Verkehrsbeſchränkungen für das berufsmäßige Pflegeperſonal (8 14 
Abſ. 5), Verbot oder Beſchränkung der Anſammlung größerer Menſchenmengen ($ 15 Nr. 3), 
ſobald die Krankheit einen epidemiſchen Charakter angenommen hat, Überwachung der 
Schiffahrt (§S 15 Nr. 4 und 5), Fernhaltung von dem Schul- und Unterrichtsbeſuche (8 16), 
Räumung von Wohnungen und Gebäuden (§ 18), Desinfektion ($ 19 Abſ. 1 und 3); 


Ruhr, übertragbarer (Dyſenterie): Abſondererung kranker Perſonen (§ 14 Abſ. 2), Verbot 


oder Beſchränkung der Anſammlung größerer Menſchenmengen (§ 15 Nr. 3), ſobald die 
Krankheit einen epidemiſchen Charakter angenommen hat, Fernhaltung von dem Schul- und 
Unterrichtsbeſuche ($ 16), Verbot oder Beſchränkung der Benutzung von Waſſerverſorgungs⸗ 
anlagen uſw. (§ 17), Räumung von Wohnungen und Gebäuden ($ 18), Desinfektion (8 19 
Abſ. 1 und 3), Vorſichtsmaßregeln bezüglich der Leichen (§ 21); 


Scharlach: wie zu Nr. 1; 
. Syphilis, Tripper und Schanker, bei Perſonen, welche gewerbmäßig Unzucht treiben: Beobachtung 


kranker, krankheits⸗ oder anſteckungsverdächtiger Perſonen (§ 12), Abſonderung kranker Per⸗ 
ſonen (8 14 Abſ. 2); 

Typhus (Unterleibstyphus): Beobachtung kranker Perſonen (§ 12), Meldepflicht (§ 13), Ab⸗ 
ſonderung kranker Perſonen (S 14 Abſ. 2 und 3 Satz 1), Kennzeichnung der Wohnungen und 
Häuſer ($ 14 Abſ. 4), Verkehrsbeſchränkungen für das berufsmäßige Pflegeperſonal ($ 14 Abſ. 5), 
Überwachung der gewerbsmäßigen Herſtellung, Behandlung und Aufbewahrung ſowie des 
Vertriebes von Gegenſtänden, welche geeignet ſind, die Krankheit zu verbreiten, nebſt den 
zur Verhütung der Verbreitung der Krankheit erforderlichen Maßregeln ($ 15 Nr. 1 und 2) 
mit der in Nr. 1 bezeichneten Maßgabe, Verbot oder Beſchränkung der Anſammlung größerer 
Menſchenmengen ($ 15 Nr. 3), ſobald die Krankheit einen epidemiſchen Charakter angenommen 
hat, Fernhaltung von dem Schul- und Unterrichtsbeſuche (§ 16), Verbot oder Beſchränkung 
der Benutzung von Waſſerverſorgungsanlagen uſw. ($ 17), Räumung von Wohnungen und 
Gebäuden (§ 18), Desinfektion ($ 19 Abſ. 1 und 3), Vorſichtsmaßregeln bezüglich der 
Leichen (8 21); 


Milzbrand: Überwachung der gewerbsmäßigen Herſtellung, Behandlung und Aufbewahrung 


ſowie des Vertriebes von Gegenſtänden, welche geeignet ſind, die Krankheit zu verbreiten, 
nebſt den zur Verhütung der Verbreitung der Krankheit erforderlichen Maßregeln ($ 15 
Nr. 1 und 2), mit der in Nr. 1 bezeichneten Maßgabe, Desinfektion (§ 19 Abſ. 1 und 3), 
Vorſichtsmaßregeln bezüglich der Leichen (8 21); a 5 
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12. Rotz: Beobachtung kranker Perſonen ($ 12), Abſonderung kranker Perſonen ( 14 Abſ. 2 
und 3 Satz 1), Desinfektion (8 19 Abſ. 1 und 3), Vorſichtsmaßregeln bezüglich der Leichen 
G 21); 
13. Tollwut: Beobachtung gebiſſener Perſonen ($ 12), Abſonderung kranker Perſonen (8 14 
Abſ. 2). 
Erkrankungsfälle, in welchen Verdacht von Kindbettfieber (Nr. 3), Rückfallfieber (Nr. 6), Typhus 
(Rr. 10) und Rotz (Nr. 12) vorliegt, ſind bis zur Beſeitigung dieſes Verdachts wie die Krankheit ſelbſt 
zu behandeln. 
§ 35. 
Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Gulden oder mit Haft wird beſtraft: 
1. wer die ihm nach den 88 1 bis 3 oder nach den auf Grund des 8 5 des gegenwärtigen 
Geſetzes erlaſſenen Vorſchriften obliegende Anzeige ſchuldhaft unterläßt. Die Strafverfolgung 
tritt nicht ein, wenn die Anzeige, obwohl nicht von dem zunächſt Verpflichteten, doch recht⸗ 
zeitig gemacht worden iſt; 
2. wer bei den in dem 8 6 Abſ. 1 des gegenwärtigen Geſetzes aufgeführten Krankheiten oder 
in den Fällen des $ 6 Abſ. 5 ſowie in den Fällen des § 7 dem beamteten Arzte den Zutritt 
zu dem Kranken oder zur Leiche oder die Vornahme der erforderlichen Unterſuchungen verweigert; 
3. wer bei den übertragbaren Krankheiten, auf welche die Beſtimmungen des § 7 Abſ. 3 des 
Reichsgeſetzes betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten für anwendbar erklärt 
worden find (§§ 6 Abſ. 1, 7 des gegenwärtigen Geſetzes), dieſen Beſtimmungen zuwider 
über die daſelbſt bezeichneten Umſtände dem beamteten Arzte oder der zuſtändigen Behörde 
die Auskunft verweigert oder wiſſentlich unrichtige Angaben macht; 
4. wer den auf Grund der SS 8 und 11 des gegenwärtigen Geſetzes in Verbindung mit 8 13 
des vorbezeichneten Reichsgeſetzes über die Meldepflicht erlaſſenen Anordnungen zuwiderhandelt. 


Danzig, den 14. Juni 1928. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiercinski. 


50 Zum Abkommen 
zur Unterdrückung des Umlaufs und Vertriebs unzüchtiger Veröffentlichungen vom 12. 9. 1923 
(Geſetzbl. S. 205). Vom 3. 7. 1928. 


Die Regierung der Niederlande läßt für die Überſendung der Rechtshilfeerſuchen bei Verletzungen, 
wie ſie durch das Internationale Abkommen zur Unterdrückung des Umlaufs und Vertriebs unzüchtiger 
Veröffentlichungen vorgeſehen ſind, das am 12. September 1923 in Genf unterzeichnet wurde, den 
diplomatiſchen Weg zu, Artikel III (30) des genannten Abkommens gemäß. 

Die auf Grund des Abkommens vom 4. Mai 1910 bezeichnete niederländiſche Behörde, die durch 
das genannte Abkommen vom 12. September 1923 vorgeſehen ift (vergl. Artikel VD), iſt das „Ryksbureau 
voor de bestryding von der handel in vrouwen en kindern en van de verspreiding van ontuchtige 
uitgaven“ in Amſterdam. 9 

Die ägyptiſche Regierung hat gemäß Artikel III des genannten Abkommens für die Ubermittelung 
der Rechtshilfeerſuchen den diplomatiſchen Weg zugelaſſen. 0 


Danzig, den 3. Juli 1928. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Schwarz. 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für dus 1 für die Freie Stadt Danzig ku A u. B je 3,00 G, b für 
den Staatsanzeiger * die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 2,25 G, o) fir den Staatsanzeiger für die Freie 
Stadt Danzig Teil II 3,00 G. Beſtellungen haben bei der 6 Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte ſiehe 
Staatzanz. , 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 1,20 G. 
inridungsgebihren betragen für bie 1 Zeile oder deren Raum — 0,40 Gulden. 
elegblätter und einzelne e werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


